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dar Abgc II 0 r ~1· j S i 11 e 0 r , Ast 1 und Genosson 

an den Bundosminis'ter für Finanzen! 

22 .. Februar 19510 

betreffend Eins.ich·t in die Steuorerhebun.~sDlätter durch Beauftragte der Reli­

gionsgemeinschaften und die Preisßa'be der Verschwiegenheit von Steuerbemes­

'sungsgrundl agen" 

Wiederholt wurde durch Abgeordnete bei parlamentarischen Verhandlun-
. gon darauf hingewiesen, dass einzelne Finar'1zäntGr Beauftragten der Religions­
gemeinschafte~Einsicht in die HaushaI tslisten- gC\ltiihrcm und damit einer Ver­
letzung des gesotzlich gewährleisteten Steuergcheim."lisses VOl'schub leiston. 

:Die anfragenden Abgeol'dneten bestreiten nicht das Recht der Religions­
gemeinsohaften, 'von i1u1 en Mi tglied.ern Kirohensteuer zu erheben.. Sie teilen 
jedoch don Standpunkt einos Grossteiles der Bevölkorung, dass die Finanzbehör­
don nicht berechtigt sind, cla.s Stouergeheimni~s dadurch zu verletzen, . dass 
Personen, die weder im Dienst der Finan~vorwaltung stehen, noch an die Amts­
verschwiegenheit gebunden sind~Ein1.Jli9k in Unterlagen gewährt wird, die als 
G~mllage für die Steuerbemossung dioll0l1.. __ 

Es ~~ss ebenso abgelehnt wc~den, dienstfromdon Pe~sonen damit Einbliok 
in persönliChe Privatverhältnis~G des Familienlebens zu gestatten~ Staatliche 
Behörden, dieUoihnen auferlegte Gehei.:nhal tungspflicht bezüglich der ihnen 
gemachten Angaben vom Staatsb~rger über Privatver:hältnissa verletzon, gefähr­
den zumindest das moralische Recht (ier Behcl"do auf wahrheitsgemässo Angabon 
durch die Bevölkerungo 

Die gefertigten Abgeol'>dnoten richten (laher an den Herrn Bundesmini­

ster für Finanzen die nachstehenden 

lo) Auf Grund welcher gesetzlichen Ermächtigung beruht die durcn. 

Finanzämter den Beauftragten von RelieionsgoDlGinschaften gewährte Erla\1bnis , 

in die Raushaltsliston Einsicht zu nehmen? 

2~) Welche -Massnahmcm haben die F'inanzbehörden getroffen,- um die 

Verschwieg,:;nhei t der ei.:nsichtnehmenden dienstfremden Perscnen über die 

durch die Einsicht bekarl-'Ylt geworderien Pri vatverhäl tnisse der Sta.atsbürger 

zu gar~ntieren? 
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